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Truppen für die UN
Zwischen der postsowjetischen Diktatur Oakland und der Demo-
kratie Ashland herrscht eine kriegerische Spannung. Der Grund 
hierfür ist die in Oakland nach Unabhängigkeit strebende und 
mehrheitlich von ethnischen Ashländern bewohnte Region Rose-
land. Die UN versuchen durch ein Waffen- und Handelsembargo 
Druck auf Oakland auszuüben und durch Worte zu schlichten. 
Doch die Spannungen nehmen zu. Die UN beschließen einen klas-
sischen Peacekeeping-Einsatz, der die Einhaltung eines Waffenstill-
standsabkommens überwachen soll. Aus Mangel an UN-Truppen 
wird auf die durch verschiedene Mitgliedsländer gestellte „Multi-
nationale UN-Brigade aus Eingreiftruppen hoher Bereitschaft“ 
(Stand-by High-Readiness Brigade, SHIRBRIG) zur Übernahme 
dieser Aufgabe zurückgegriffen. Doch die Spannungen nehmen 
zu, terroristische Organisationen attackieren nun auch die „Frie-
denstruppen“ und vor allem die zivilen UN-MitarbeiterInnen. Es 
gibt tote UN-Kräfte. Doch dann beschließt der Sicherheitsrat einen 
NATO-geführten Einsatz in dem abtrünnigen Gebiet Roseland. 
Oakland stimmt dem nur aufgrund hohen diplomatischen Drucks 
zu. Der NATO-Einsatz hat zur Aufgabe, die Zivilisten der UN 
zu evakuieren und endlich „robust“ das Waffenembargo sowie das 
Flugverbot über Roseland durchzusetzen.1
Bei dieser Beschreibung handelt es sich um das der NATO-Mari-
neübung BRILLIANT MARINER 2006 zugrunde liegende Sze-
nario. Die genannten Staaten sind rein fiktiv. Der Ablauf jedoch 
nimmt eine Entwicklung vorweg, die im Folgenden aufgezeigt 
werden soll: Die UN werden in einer Doppelrolle zwischen eige-
ner (militärischer) Ohnmacht institutionalisiert und gleichzeitig 
in ihrer militärisch-interventionistischen Legitimationsfunktion 
instrumentalisiert. Das Bild ist dabei weit komplexer als dass 
die UN nur noch formell über den Sicherheitsrat militärische 
Einsätze von Regionalorganisationen mandatieren würden. Es 
ist ein diskursiver Prozess verschiedener militärisch-politischer 
Interessen, den es zu entspinnen gilt: Zum einen gibt es da die 
Militarisierung der UN in Strukturen und Konzepten selbst,2 
gleichzeitig jedoch auch die Schaffung militärischer Ohnmacht 
durch unzureichende Truppengenerierung bei den UN, beglei-
tet von Initiativen (hier im Besonderen SHIRBRIG), die diesen 
Prozess durch die Etablierung einer eigenen UN-Bereitschafts-
brigade aufzufangen versuchen – und 
scheitern. Zum anderen gibt es die 
Regionalorganisationen (hier speziell 
NATO, EU und AU), die aus unter-
schiedlicher Aufgabenverteilung und 
Interessenlage an der Führung von 
UN-mandatierten und somit „legiti-
mierten“ Einsätzen ihren Nutzen zu 
ziehen suchen. Die UN wird dabei 
nicht komplett aufgegeben, sondern integriert, umstrukturiert 
und den Anforderungen des neuen Militarismus angepasst, um 
einer militärischen Interventionspolitik dienstbar zu sein.
In einem ersten Schritt wird die „klassische“ Truppengenerie-
rung bei der UN betrachtet, in einem zweiten soll SHIRBRIG 
als ebenso militärisches Gegenmodell für das UN-SoldatInnen-
stellen zum Gegenstand werden. Zuletzt wird auf die wachsende 
Rolle der Regionalorganisationen in den „Friedensbemühun-
gen“ der UN geblickt. Es wird sich zeigen, dass die UN nicht 
nur innerinstitutionell eine zunehmende Militarisierung erfah-
ren haben, sondern sich auch für die Interessen von NATO 
und EU einspannen lassen. Der Verweis auf ein UN-Mandat 
als gängige Legitimationsfigur für Kriege und Militäreinsätze ist 
daher obsolet, da es weder die versprochene Neutralität garan-
tiert, noch den Idealen der UN-Charta entspricht – so Kriege 
überhaupt legitim sein können.
Klassisches Truppenstellen und UNSAS
„Klassisches Truppenstellen“ für die UN kann hier als der Bei-
trag von Mitgliedstaaten verstanden werden, SoldatInnen für 
mandatierte Militäreinsätze unter das Kommando der UN zu 
stellen. Die Abbilddung (nächste Seite) zeigt oben hierfür die 
aktuellen Zahlen an bereitgestelltem Militärpersonal, unten 
die finanziellen Leistungen nach Ländern geordnet. Pointiert 
gesagt kann diesem Lagebild entnommen werden, dass Länder 
des Globalen Südens die Truppen auf dem Feld stellen („Boots 
on the Ground“), während Länder des Globalen Nordens für 
die finanziellen Belange aufkommen. Es sei ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die abgebildeten Zahlen nur Einsätze zeigen, 
die unter UN-Kommando stattfinden. Die UN-mandatierten 
„Friedens“unterstützungseinsätze unter Kommando v.a. der 
NATO, aber auch der USA und der EU sind darin nicht ent-
halten. Bei diesen stellen NATO-Staaten einen Großteil der 
Truppen. Dieses Bild deutet bereits darauf hin, dass die Inter-
essenlagen für mandatierte Missionen durchaus unterschiedlich 
sind und die Einsätze nicht aus humanitären, sondern aus wirt-
schaftlichen und geostrategischen Beweggründen erfolgen.
Aber auch für die Beteiligung an UN-geführten Einsätzen mit 
SoldatInnen lässt sich ein durchaus heterogenes und wenig huma-
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Zusammenfassung Teil I: Im ersten 
Teil der Untersuchung wurden die inter-
nen Strukturen und Konzepte der UN im 
Bereich der Friedensbemühungen unter-
sucht, dies mit dem Schwerpunkt auf 
die relevanten Sekretariate: DPKO, DFS 
und UN-PD sowie bereits wirkmächti-
gen Konzepte wie dem Treuhandsystem, 
den Sicherheitssektorreform(en) und der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit bei 
der UN. Es konnte gezeigt werden, dass 
diese sowohl eine strukturelle wie auch 
konzeptionelle Militarisierung innerhalb 
der UN erfuhren. UN-Peacekeeping 
bedeutet daher nicht mehr den Schutz 
von Pufferzonen mit blaubehelmten 
SoldatInnen zu gewährleisten, sondern 
genuin den Aufbau von Staatlichkeit 
zu betreiben, robuste Militäreinsätze zu 
führen und alles andere als überparteilich 
zu sein, wenn Entscheidungsstrukturen 
fast ausschließlich von Militärs der EU 
und NATO besetzt sind.
Bild: UN-Soldaten in Eritrea, Foto: 






I) e.V. - H
echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
12  Ausdruck 3/2010 - Juni
nitäres Bündel an Ursachen finden: So darf spekuliert werden, 
ob die massive Versendung von Streitkräften in Blauhelmein-
sätze von Ländern wie Pakistan, neben Gründen der internatio-
nalen Legitimation des Regimes, auch mit einem gewünschten 
Fernhalten unbeliebter Truppenteile oder Kommandanten von 
innerpolitischen Machtkämpfen zu tun hat. Auch die finanzi-
elle Entlohnung für die SoldatInnen mit 1028 US$ pro Monat 
(Stand: 2008) plus Zuschläge für Spezialkräfte, Ausrüstung usw. 
darf nicht übersehen werden.3
Um den Anforderungen des wachsenden Truppenbedarfs 
nachzukommen, hat die UN das Vertragswesen zur Truppen-
bereitstellung (United Nations Stand-by Arrangements System, 
UNSAS) eingeführt. Dabei werden bilaterale Verträge mit 
Staaten geschlossen, in welchen diese den Grad ihrer individu-
ellen Beiträge zu den Missionen in vier Stufen festlegen: Die 
Stufen 1 und 2 sind jeweils nur Bekundungserklärungen, dass 
über bestimmte Truppen/Material verfügt wird. Bei Stufe 3 
wird ein Memorandum of Understanding (Absichtserklärung) 
unterzeichnet, welches eine Art freiwillige Selbstverpflichtung 
der Staaten zum Truppen- und Materialstellen beinhaltet. Auch 
Deutschland hat ein solches Memorandum of Understanding 
am 24. Juni 1998 geschlossen. Dieses beinhaltet allerdings „nur“ 
die Selbstverpflichtung zur Bereitstellung von zivilem Personal. 
Erst am 1. November 2000 wurde eine Zusatzvereinbarung 
getroffen. Sie beinhaltet Militärkomponenten für „Land- und 
Lufttransport, sanitätsdienstliche Kapazitäten, Pionierkapazitä-
ten, Fernmelde- und anteilige Sicherungselemente, Marineko-
mponenten zur Aufklärung, Überwachung und Minenabwehr, 
Militärbeobachter, Feldjäger und Personal für die Stabsunter-
stützung“.4 Es ist auffällig, dass hier keine Infanterieeinheiten 
aufgeführt werden. Um Deutschland im Zuge der „interna-
tionalen Verantwortung“ nicht in schlechtem Licht dastehen 
zu lassen, wird auf der Seite des Außenministeriums darauf 
verwiesen, dass noch nie ein Staat das höchste Bereitschaftsle-
vel 4 (Rapid Deployment Level), welches dem Sicherheitsrat 
binnen einer kurzen Monatsfrist Truppen unterstellt, zugesagt 
hat.5 Diese Aussage ist jedoch falsch, denn Uruguay 
und Jordanien haben eine solche Vereinbarung unter-
schrieben.6 
Insgesamt gesehen wird für UNSAS von der Deut-
schen Gesellschaft für die Vereinten Nationen fest-
gehalten, dass es „keine Fortschritte“7 verzeichnen 
kann, oder in anderen Worten ausgedrückt, dass 
UNSAS aus Absichtserklärungen besteht, welche 
lediglich eine Feigenblattfunktion einnehmen. Dieses 
Feigenblatt ermöglicht es Regierungen einerseits 
mehr Truppen für die UN einzufordern, was sie 
wiederum legitimatorisch dazu nutzen, Militärs in 
Ländern des Globalen Südens auszubilden und aus-
zurüsten und andererseits um festzustellen, dass die 
Mechanismen der UN nicht ausreichen und die Ein-
sätze deshalb besser an Regionalorganisationen unter 
deren Kommandoführung abgegeben werden sollten. 
Wie unehrlich diese Forderung jedoch ist, kann daran 
erkannt werden, dass lediglich zwei Staaten der Welt 
ihren Beitrag bereits in den bestehenden Strukturen 
zu leisten bereit sind.
Ähnlich gestaltet sich dies für den Generalstabsaus-
schuss (Military Staff Committee, MSC) der UN, eine 
in den Artikeln 26, 45 und 46 der UN-Charta festge-
schriebene beratende Institution des Sicherheitsrates 
für militärische Fragen. Der MSC war in der Zeit des 
Kalten Krieges blockiert und somit nicht funktions-
fähig. Bis auf ein kurzes Erwachen während des Zweiten Golf-
krieges ist er auch danach relativ unscheinbar geblieben.8 Kofi 
Annan plante in dem Papier „In größerer Freiheit“ (2005), den 
MSC abzuschaffen, was bedeutet, einem potentiellen UN-Heer 
seine Kommandostruktur zu nehmen. Zwei militärische Alter-
nativen dazu sind dann relevant: der Aufbau eines multinatio-
nalen Armeeverbandes, der ggf. der UN zur Verfügung gestellt 
wird (wie SHIRBRIG), oder – und das scheint aus heutiger 
Sicht immer deutlicher hervorzutreten – die Auslagerung mili-
tärischer Planung und Führung an Regionalorganisationen.9 Zu 
beachten ist hier, dass die Führung von UN-Einsätzen bei den 
alternativen Modellen stets bei jenen Staaten und Organisatio-
nen liegt, die überhaupt im Stande sind, Aufklärungs- und Füh-
rungsstrukturen für multinationale Streitkräfte bereitzustellen 
und das sind v.a. die NATO und die EU mit deren führenden 
Mitgliedstaaten.
An diesem Punkt gilt es klarzustellen, dass mit UN-eigenen 
Truppen und einem eigenen militärischen Kommando die UN 
nicht automatisch zu einem Friedensakteur werden würden. 
Vielmehr dient die Weigerung, Truppen für die UN bereitzu-
stellen, als klarer Beleg für das Bestreben der westlichen Staaten, 
die UN für ihre ureigensten Zwecke und Interessen zu instru-
mentalisieren. 
Eine gescheiterte Armee für die UN: SHIRBRIG
Eine Alternative für die UN-Truppengenerierung mit UNSAS 
war daher die Schaffung von SHIRBRIG im Jahre 1995. Als 
Anstoß für die Entwicklung können die Ereignisse von Ruanda, 
Srebrenica und Somalia gelten. Auf Initiative des damaligen 
dänischen Verteidigungsminister Hans Haekkerup wurde ein 
Prozess initiiert, der am 13. Januar 2000 in der Erklärung eines 
„ready for action“ mündete.10 Elf Staaten erklärten sich „bereit 
für den Einsatz“. Sie hielten Truppen für UN-Einsätze in Alarm-
bereitschaft und trainierten gemeinsam. Diese 4.000-5.000 
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The first all-women contingent to serve in a peacekeeping mission, a Formed Police Unit from India, was deployed in 2007 
to the UN operation in Liberia.  More recently, a woman has been appointed as a Deputy Force Commander.
Abbildung: Truppensteller und Beitragszahler der Peacekeeping Opererationen 
der UN, aus dem „factsheet“ des DPKO, Stand März 2010







































en reich, Kanada, Dänemark, Italien, Niederlande, Norwegen, 
Polen, Rumänien, Spanien, Schweden und Argentinien (dessen 
Mitgliedschaft zum Ende hin ruhte) gestellt.11 Eine Kontakt-
gruppe aus MilitärberaterInnen der Mitgliedstaaten mit Sitz in 
New York bildete das Verbindungsglied zur UN. SHIRBRIG 
beteiligte sich an „fünf UN-Einsätzen im afrikanischen Raum 
sowie an vielen internationalen Übungen […] und vor allem 
[am] African Capacity Building.“12 Der Einsatz von SHIRBRIG 
war alles andere als unumstritten und gerade Länder des Globa-
len Südens protestierten gegen die vor allem aus Soldaten nörd-
licher Länder zusammengesetzte Brigade.13
Für viele Beobachter überraschend, wurde SHIRBRIG am 30. 
Juni 2009 aufgelöst, nachdem dies bereits am 20. November 
2008 beschlossen worden war. Anklagend hieß es dann von Seiten 
der Militärs bei der Abschlussveranstaltung von SHIRBRIG: 
„Hoffentlich werden eines Tages die Personen, die die Stricke 
gezogen haben, erkennen, welche Lücke sie geschaffen haben. 
Nicht nur für die UN, sondern für Frieden und Sicherheit [sic!] 
in der Welt.“14 Selbst ausgemachte UN-Experten wie Johannes 
Varwick hatten das Ende von SHIRBRIG nicht vorhergesehen. 
Dieser hatte kein halbes Jahr zuvor noch indirekte Empfehlun-
gen an die Bundesregierung gegeben, dass Deutschland doch 
endlich im eigenen Interesse Mitglied von SHIRBRIG werden 
solle.15 Auch der ehemalige NATO-General van Dullemen, der 
heute im Büro für Militärfragen der UN-Hauptabteilung Frie-
denssicherung „Leiter der aktuellen Militäroperationen“ ist und 
bis 2005 Stabschef bei SHIRBIG war,16 bescheinigte 2006 dem 
Projekt noch „rosige Zukunftsperspektiven“.17
Zwei Gründe scheinen diesen Sinneswandel zu erklären. So 
kann beim Österreichischen Bundesheer nachgelesen werden: 
„Letztendlich wird die Auflösung von SHIRBRIG damit begrün-
det, dass durch andere Optionen (EU Battlegroup-Konzept, 
NATO Response Forces), gleichzeitig mit einer Reduzierung 
der Truppenstärke in allen Mitgliedstaaten, die Nationen nicht 
mehr in der Lage waren und sind, den SHIRBRIG Force Pool 
mit Truppenkontingenten und Ausrüstung zu befüllen.“18 Dass 
es nicht nur durch die Reduzierung der Truppen diesen Mangel 
gibt, sondern auch durch den Afghanistan-Einsatz und andere 
Missionen unter eigenem Kommando und in genuin eigenem 
Interesse, wird verschwiegen. So sind von den 15 Mitglieds- 
oder Teilmitgliedstaaten (exklusive Argentinien, wegen ruhen-
der Mitgliedschaft) ausnahmslos alle Teil der ISAF-Mission.
Der zweite Grund ist die Bevorzugung der Mitgliedsländer von 
NATO-Strukturen in (UN-mandatierten) Einsätzen, ergo das 
beschriebene Prinzip der Auslagerung der Missionen weg von 
den UN und hin zu den Regionalorganisationen. So berichtet 
etwa die Zeitung Aftenposten am 22. Juli 2008, sich auf den 
norwegischen Verteidigungsminister Espen Barth Eide bezie-
hend, die nordischen Länder beabsichtigten, sich aus SHIRB-
RIG zurückzuziehen, sollte diese nicht im Konsens abgewickelt 
werden. SHIRBRIG sei ein „Kind der 90er“ und nicht der 
„richtige Kanal“ für das aktuelle Militärgeschehen.19 
Das Scheitern von SHIRBRIG und UNSAS ermöglichte es, die 
Verlagerung von Einsätzen an Regierungsorganisationen erneut 
zu fordern. Die Kommandogewalt nah an den UN anzusiedeln 
und ein offenes Forum für die willigen Militärs der Welt zu gene-
rieren, kann damit vergessen sein und bleiben. Es ist dabei eine 
„Zufälligkeit“ der Geschichte, dass gerade jene Entwicklung in 
der Übung BRILLIANT MARINER vorweggenommen wurde: 
erst scheitert die UN, dann SHIRBRIG, bis letztlich die NATO 
in die Bresche springt und als Regionalorganisation mit UN-
Mandat ihren Willen und ihre Gestaltungsansichten der Welt 
durchsetzen kann oder in manchen Fällen eben auch nicht. 
Regionalorganisationen zwischen Möglichkeit und 
Willen
Ganz anders gestaltet sich der Fall für die ähnlich klingenden 
aber anders gestrickten NASBRIG (Northern African Standby 
Brigade), SADCBRIG (Southern African Development Com-
munity Standby Force Brigade), ECOBRIG (Economic Com-
munity of West African States Standby Brigade), FOMAC 
(Multinational Force of Central Africa) und EASBRIG (Eastern 
African Standby Brigade), die gemeinsam die Afrikanischen 
Bereitschaftskräfte (African Standby Forces, ASF) als militä-
rischen Arm der Afrikanischen Union bilden sollen.20 Diese 
sind gerade im Aufbau begriffen und wurden nicht nur von 
SHIRBIRG, sondern auch von einer ganzen Palette (westlicher) 
Akteure unterstützt, die Ausbildung und Ausrüstung stellen 
und politischen Druck ausüben, um den Aufbau der ASF zu 
beschleunigen. Das von all diesen Akteuren vorgebrachte Argu-
ment lautet: schaut nach Afrika, dort sind die meisten Konflikte, 
es wäre doch eine gute Sache, wenn wir die afrikanischen Staaten 
stärken, damit sie ihre eigenen Konflikte selber lösen können 
– so genanntes „ownership“ oder „afrikanische Lösungen für 
afrikanische Probleme.“21 Aber auch hier handelt es sich um eine 
Verlagerung auf Regionalorganisationen.22 
Regionalorganisation ist dabei ein unscheinbares Wort 
und benennt Zusammenschlüsse von Staaten in einem bestimm-
ten geographischen Zusammenhang. Im UN-Dokument „A 
New Partnership Agenda” des DPKO vom Juli 2009 heißt es 
diese lobend:
„Die politischen und operationalen Besonderheiten bestimm-
ter Situationen erfordern andauernde fallspezifische und kreative 
Partnerschaften mit internationalen, regionalen und bilateralen 
Akteuren und werden verschiedene operationelle Antworten im 
Feld voranbringen.“23Als gelungene Beispiele werden dann die 
NATO in Afghanistan und Kosovo, die AU in Darfur und die 
EU im Tschad genannt. Diese Zuschreibung als Regionalorga-
nisation war im Fall der NATO auch intern durchaus umstrit-
ten. Im NATO-Review 1999 schrieb hierzu noch Ove Bring, 
Professor für Internationales Recht, dass sich die NATO-Offizi-
ellen trauen sollten, ihre Organisation als Regionalorganisation 
zu verstehen.24 Diese Zurückhaltung dürfte mittlerweile in das 
Gegenteil umgekehrt sein, der Grund dafür sind die „neuen“ 
und „kreativen“ Möglichkeiten für Regionalorganisationen - 
etwa im Rahmen einer interventionslegitimierenden Verantwor-
tung zum Schutz (Responsibility to Protect, R2P).25
Der Status von Regionalorganisationen leitet sich aus der UN-
Charta und deren Kapitel VIII, Artikel 52 (1-3) ab. Dort heißt 
es:
„(1) Diese Charta schließt das Bestehen regionaler Abma-
chungen oder Einrichtungen zur Behandlung derjenigen die 
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
betreffenden Angelegenheiten nicht aus, bei denen Maßnahmen 
regionaler Art angebracht sind; Voraussetzung hierfür ist, dass 
diese Abmachungen oder Einrichtungen und ihr Wirken mit den 
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen vereinbar sind.
(2) Mitglieder der Vereinten Nationen, die solche Abmachun-
gen treffen oder solche Einrichtungen schaffen, werden sich nach 
besten Kräften bemühen, durch Inanspruchnahme dieser Abma-
chungen oder Einrichtungen örtlich begrenzte Streitigkeiten 
friedlich beizulegen, bevor sie den Sicherheitsrat damit befassen.
(3) Der Sicherheitsrat wird die Entwicklung des Verfahrens 
fördern, örtlich begrenzte Streitigkeiten durch Inanspruch-
nahme dieser regionalen Abmachungen oder Einrichtungen 
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ten oder auf Grund von Überweisungen durch ihn selbst.“26 In 
diesem Artikel sind zwei zentrale Punkte hervorzuheben: Erstens 
kann eine Regionalorganisation nur sein, wessen „Wirken mit 
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen verein-
bar“ ist und zweitens sollen diese nur „friedlich“ agieren. Beides 
ist im Fall der NATO hochfraglich, denn ein Militärbündnis, 
welches auch Atomwaffen als präemptive Waffen in Betracht 
zieht,27 widerspricht klar den Zielen und Grundsätzen der UN, 
welche Gewalt nicht nur allgemein verbietet, sondern auch 
deren Androhung untersagt. Leider hat der Friedensbegriff eine 
normative Erosion erfahren, sodass bestimmte Formen militä-
rischer Einsätze als friedlich (bzw. friedensstiftend) eingestuft 
werden, z.B. die bewaffneten Blauhelmmissionen. Dem soll hier 
klar widersprochen sein: unter friedlich können nur Bemühun-
gen verstanden werden, in denen mindestens keinerlei Waffen 
involviert sind.
Ein weiterer Bezug auf die Charta und ihr Verhältnis zu den 
Regionalorganisationen ist in Artikel 53 (1) zu finden, dort 
heißt es zu Anfang:
„(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regiona-
len Abmachungen oder Einrichtungen zur Durchführung von 
Zwangsmaßnahmen unter seiner Autorität in Anspruch. Ohne 
Ermächtigung des Sicherheitsrats dürfen Zwangsmaßnahmen auf 
Grund regionaler Abmachungen oder seitens regionaler Einrich-
tungen nicht ergriffen werden […].“28
Regionalorganisationen können also im Rahmen einer Resolu-
tion des Sicherheitsrates (oder über den Umweg einer „Uniting 
for Peace“-Entscheidung der Generalversammlung) zur Durch-
führung von Zwangsmaßnahmen beauftragt werden. Dabei 
müssen jedoch zwei Punkte kritisch genannt werden: Erstens, 
dass diese Zwangsmaßnahmen bewusst von der UN-Komman-
doführung abgekoppelt und damit Strukturen und Konzepte 
geschaffen und etabliert werden, die aus dem gegebenenfalls für 
Zwangsoperationen ein notwendigerweise machen wollen, da die 
UN kaum noch genuine militärische Verfügungsgewalt besitzt. 
Zweitens, dass dieser Fall sich ausschließlich auf genuin regionale 
Angelegenheiten bezieht. Ein Einsatz der EUFOR im Kongo 
kann durch einen Rückbezug auf den Status als Regionalorga-
nisation nicht gedeckt sein, ebenso wenig ein NATO-Einsatz in 
Afghanistan! Ohnehin ist die Vorstellung, von Regionalorgani-
sationen geführte Kriege seien in irgendeiner Form „besser“ als 
andere, reichlich abwegig. 
Darüber hinaus ist vollkommen unklar, welcher geografischen 
Region die NATO zugehören soll. Noam Chomsky weist in der 
Debatte um eine R2P bei der Generalversammlung vom 28. Juli 
2009 darauf hin, dass die NATO selbst nicht in ihrer eigenen 
„area of jurisdiction“ militärisch aktiv wurde, im Speziellen als 
in den 1990ziger Jahren im Südosten der Türkei „schockierende 
Verbrechen“ gegen die Kurden verübt wurden. Zudem merkt 
er an, dass über die neuen Strategien der NATO, in denen u.a. 
Seewege, die für die Energiesicherheit der NATO-Mitglieder 
wichtig sind, ebenfalls zum „Schutzbereich“ zugehörig erklärt 
wurden, die Türen für Interventionen nach Gutdünken geöffnet 
werden können.29 Daher bietet es sich an, den Aktionsraum für 
Regionalorganisationen in durch Artikel 53 fassbaren Zwangs-
maßnahmen denkbar eng zu ziehen, nämlich ausschließlich auf 
das genuine Territorium der Mitgliedstaaten einer Regionalor-
ganisation selbst. Der Bezug auf diese Artikel zur Legitimation 
einer R2P oder sonstiger militärischer Interventionen schließt 
sich damit aus den aufgezählten Gründen aus. Dass dieser strikte 
Ausschluss in wichtigen UN-Dokumenten - etwa der Capstone-
Doktrin - zum Thema militärische „Befriedung“ (sei es als AU, 
ECOWAS, EU oder NATO) eine Erosion sondergleichen erfah-
ren hat und dass selbst unautorisiertes Einschreiten Anerken-
nung findet, wiewohl es fundamental der Charta widerspricht, 
sollte nachdenklich stimmen.30
Noam Chomsky weist weiter darauf hin, dass in den Regio-
nalorganisationen selbst unterschiedliche Interventionsmög-
lichkeiten vorgesehen sind. So befindet sich in der Charta der 
Organisation Amerikanischer Staaten ein striktes Interventi-
onsverbot, um dem „Koloss aus dem Norden“ nicht die Mög-
lichkeit einzuräumen, eine solche zu unternehmen (was, wie 
bekannt, wenig nutzte). Dem gegenüber ist in der Charta der 
AU ein Interventionsrecht vorgesehen. 
Um noch einmal bei Chomskys eindringlichem Plädoyer zu 
bleiben, das Skelett des Interventionismus nicht aus dem Klei-
derschrank zu holen, ist eine abschließende Bemerkung von 
ihm ebenfalls erhellend: Nach dem Ende des Kalten Krieges 
war es notwendig, neue Gründe für die Existenz des riesigen 
NATO-Apparates zu finden – eine Profilierung als Regionalor-
ganisation, die in der Welt für „Stabilität und Frieden“ eintritt 
(und nebenher auch gleich noch die Interessen ihrer Mitglied-
staaten durchzusetzen weiß), erschien für sie als „Glücksfall der 
Geschichte“.31
Eine Dynamik, die sich aus der Verlagerung von Militärinter-
ventionen bzw. Peacekeeping auf Regionalorganisationen ergibt, 
ist, dass diese dazu auch fähig sein müssen, ohne das Heft des 
Handelns von anderen Regionalorganisationen abgenommen zu 
bekommen. Eine Aufrüstung und Militarisierung wie sie z.Z. bei 
der AU anzutreffen ist, folgt zwangsläufig.32 Diese Aufrüstung 
betrifft jedoch nicht nur die AU, sondern auch andere Regio-
nalorganisationen treten in einen Wettbewerb, um nicht NATO 
Tabelle: Relevante Missionsübertragungen der UN an 
Zusammenschlüsse und Regionalorganisationen






NATO 1995-1996 60.000 
SFOR Bosnien-Her-
zegowina 
NATO 1996-2004 7.000 
KFOR Kosovo NATO seit 1999 17.000 
ISAF Afghanistan NATO seit 2001 32.000 
AMIS Sudan/
Darfur 
AU seit 2004 5.800 
IGASOM/
AMISOM 
Somalia AU seit 2007 geplant 7.650 
AMIB Burundi AU 2003-2004 3.000 
ECOMOG Sierra Leone ECOWAS 1997/1999 keine verwert-
baren Daten 
ECOMOG Liberia ECOWAS 2001 keine verwert-
baren Daten 




ECOWAS 1999 keine verwert-
baren Daten 
INTERFET Ost-Timor Australien 
u.a. 
1999 ca. 10.000 
VNITAF Somalia USA u.a. 1992-1993 37.000 





EU seit 2004 6.200 
ARTEMIS DR Kongo EU 2003-2003 1.850 
EUFOR DR 
Kongo 
DR Kongo EU 2006-2006 2.400







































en und EU das alleinige „Recht“ zu überlassen, als Regionalorga-
nisation militärisch agieren zu können. Im Besonderen könnte 
sich hier die Shanghaier Vertragsorganisation als Gegenpart zur 
NATO entwickeln, erste Flottenmanöver in diesem Rahmen 
zwischen China und Russland weisen – trotz aller Spannungen 
– in diese Richtung. Welche fatalen Folgen das auch haben kann, 
zeigt sich bei der AU, wo 24 von 53 AU-Mitgliedern (Stand: 
2008) mit ihren Beitragszahlungen – welche zu einem großen 
Teil zum Aufbau militärischer Strukturen aufgewendet werden 
– an die Organisation im Rückstand sind und sieben von ihnen 
deshalb mit Sanktionen (!) belegt wurden. Wer nicht mitmacht, 
bekommt die Daumenschrauben angezogen, zudem bindet die 
Fokussierung auf das militärische Engagement Ressourcen, die 
etwa im Bereich Bildung und Gesundheit eingesetzt werden 
könnten.33
EU-NATO-UN
Eine gesonderte Erwähnung im Bereich einer militärischen 
Zusammenarbeit soll hier das Verhältnis UN-EU erfahren. 
Diese schlossen im September 2003 eine „Joint Declaration on 
EU-UN co-operation in Crisis Management“ in „Anknüpfung 
an den Erfolg der Mission Artemis“.34 Dabei wurde auch ein 
Konsultationsgremium vereinbart, das als „Steering Commit-
tee“ bekannt ist. Zwei Perspektiven sind dabei für die EU von 
Interesse: entweder dass ihre Mitgliedstaaten Militärpersonal für 
UN-geführte Missionen stellen oder die EU selbst Operationen 
durchführt. Erstere Option wurde mit dem Verweis auf den indi-
viduellen Verantwortungsbereich der einzelnen Mitgliedstaaten 
von der EU abgelehnt. Der zweiten Option, selbst Operationen 
durchzuführen, steht die EU hingegen deutlich aufgeschlossener 
gegenüber.
 Hier kann etwa die in einer Studie der Stiftung Wissenschaft 
und Politik von Wolf Kinzel gemachte Politikempfehlung eines 
„Dreiklang von AU, EU-Battlegroups und UN-Friedenstrup-
pen“ als durchaus ernstgemeintes Modell verstanden werden. 
Dabei sollen zuerst einmal EU-Battlegroups zur „raschen 
Gefahrenabwehr“ eingesetzt werden, bevor die Truppen der 
AU „mit größeren Kontingenten ‚Boots on the ground‘, also 
in Form leichter Infanterie“ die Lage übernehmen und schließ-
lich der Einsatz an eine „nachhaltige Stabilisierungstruppe“ der 
UN übergeben wird.35 Dieses so genannte „Bridging Modell“ 
ermöglicht es der EU, die Agenda zu setzen, wann, wo und wie 
interveniert wird. Wer zuerst kommt, im „kleinen“ Kontingent, 
etwa als Luftkrieg oder unter Drohneneinsatz, wird kaum Verlu-
ste erleiden. Nur der, der auch bleiben soll, der die Infanterie im 
Land einsetzen soll und der den Konflikt „nachhaltig“ mit Waf-
fengewalt befrieden soll, verliert Menschenleben und ist auch 
verantwortlich für das - und das sei hier gesagt - zwangsläufige 
Scheitern einer gedachten „nachhaltigen“ militärischen Befrie-
dung jeglichen Konfliktes. 
Daneben gibt es noch die Möglichkeit in der UN-EU-Koope-
ration einfach UN-Missionen zu übernehmen, wie dies durch 
die EU in Bosnien-Herzegowina und im Kosovo passierte. Des 
Weiteren gibt es den so genannten „modularisierten Ansatz“, der 
die Übernahme eines bestimmten Bereiches innerhalb einer UN-
Mission bedeutet.36 Christoph Marischka beschreibt in diesem 
Zusammenhang solche „over the horizon“ Einsätze: „Demnach 
stellt die EU keine Truppen für UN-geführte Einsätze zur Ver-
fügung, bietet jedoch an - soweit das in ihrem Interesse liegt 
- unter eigener Führung Battlegroups oder noch wesentlich 
kleinere zivil-militärische Beratermissionen zu entsenden, um 
einen UN-Einsatz vorzubereiten, in kritischen Phasen räum-
lich begrenzt zu flankieren, im Rahmen eines UN-Einsatzes 
spezielle Aufgaben (Polizeiausbildung, Sicherheitssektorrefor-
men) auszuüben oder während eines UN-Einsatzes Truppen in 
Nachbarländern zu stationieren, um im Falle einer Eskalation 
zu intervenieren oder die UN-Truppen zu evakuieren.“37 In 
der Konsequenz bedeutet dies Kontrolle, ohne sich die Finger 
schmutzig zu machen oder Verantwortlichkeit für ein Scheitern 
übernehmen zu müssen. Es klingt in diesem Zusammenhang 
schon etwas seltsam, wenn dann die Bundeswehr verlautbaren 
lässt, „die Stärkung der Regionalorganisationen liegt dabei im 
Interesse der Vereinten Nationen.“38 
Festzuhalten ist, dass der UN-Generalsekretär in seinem Tätig-
keitsbericht der UN vom 4. August 2009 verkündete, er sehe „der 
Fortsetzung dieser Zusammenarbeit [mit den Regionalorganisa-
tionen] erwartungsvoll entgegen“. Dabei wird auch explizit die 
gute Zusammenarbeit mit der EU hervorgehoben, die NATO 
bleibt in diesem Bericht jedoch unerwähnt.39 Dies ist insofern 
verwunderlich, als dass die UN auch mit der NATO bestens 
kooperiert. Diese Kooperation wurde am 23. September 2008 
durch UN-Generalsekretär Ban Ki-moon und NATO-General-
sekretär Jaap de Hoop Scheffer besiegelt.40 In der „Gemeinsamen 
Erklärung über die Zusammenarbeit der Sekretariate von Uno 
und Nato“ wird, ähnlich der UN-EU-Vereinbarung, mit dem 
Verweis auf vergangene Zusammenarbeit auf eine weitere, engere 
gemeinsame Zukunft gebaut. Diese Vergangenheit betraf nicht 
nur eine militärische Zusammenarbeit und Ausbildungsmaß-
nahmen, sondern erstreckte sich auch auf humanitäre Einsätze, 
so etwa als die NATO nach dem Erdbeben im Oktober 2005 in 
Kaschmir 3.500t Hilfsgüter einflog und dem UNHCR „Ingeni-
eure, medizinische Einheiten und andere Spezialausrüstung“ zur 
Verfügung stellte.41 Abgesehen davon, dass versucht wurde, die 
UN-NATO Vereinbarung mit einem gewissen Stillschweigen zu 
handhaben und der Generalsekretär damit seine Kompetenzen 
weit überschritten hat, ließen die Reaktionen bei Bekanntgabe 
nicht lange auf sich warten. Vor allem von russischer Seite wurde 
dies als Affront gewertet. Der ehemalige Sekretär des Menschen-
rechtsausschusses Alfred de Zayas spitze es sogar noch zu, indem 
er darauf verwies, dass der Tod des UN-Mitarbeiters Viera de 
Mello bei einem Anschlag auf ein UN-Gebäude in Bagdad zum 
Teil auch deshalb geschah, weil die UN von manchen Teilen 
der Aufständischen als „imperialistischer Arm der NATO“ emp-
funden wird. Und, so Zayas weiter, Ban Ki-moon würde damit 
leichtfertig die Leben weiterer UN-MitarbeiterInnen in poten-
zielle Gefahr bringen.42 
Wie bereits erwähnt, ist die NATO zudem ein nuklear gestütz-
tes Kriegsbündnis, welches präemptive Schläge in ihren Kriegs-
strategien nicht ausschließt. Hans Christof von Sponeck weist 
ebenfalls auf die völkerechtswidrigen Militärschläge im Kosovo 
hin, die bewusst in Kauf nahmen, dem Ansehen der UN nach-
haltig zu schaden, und es daher mehr als fraglich erscheint, ob 
eine solche Regionalorganisation ein verlässlicher Partner der 
UN in Zukunft sein kann.43 
Fazit – Ein neuer Horizont für Peacekeeping
Es konnte gezeigt werden, wie die UN nicht nur durch 
ihre innere Umstrukturierung und neue Konzepte militari-
siert wird, sondern auch das gesamte System militärischer 
„Friedens“bemühungen im Zusammenhang mit den UN einen 
(UN-)heimlichen Aufschwung erfährt. Das klassische Truppen-
stellen wurde nie ernsthaft durchzusetzen versucht, noch waren 
Initiativen wie SHIRBRIG von langer Dauer. Es zeigt sich gerade 
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Verfügung zu stellen, sondern dass nationale und die Interes-
sen von Regionalorganisationen zur Sicherung von Macht und 
Einfluss im Mittelpunkt stehen. Das hohe moralische Ansehen, 
das die UN genießt, erodiert hierdurch, die UN verliert ihre 
Neutralität und Unabhängigkeit und nimmt als Ganzes Scha-
den. Die Konsequenzen, die sich daraus ergeben, wenn die UN 
als verlängerter Arm der Mächtigen agieren und auch als solcher 
wahrgenommen werden, kann niemand begrüßen. 
Zudem begeben sich die UN in ein immer stärkeres Abhän-
gigkeitsverhältnis von der NATO und der EU. Spätestens mit 
der Vereinbarung zwischen UN und NATO wurde letztere zu 
einem Völkerrechtssubjekt erhoben, welches sie auf einer Stufe 
mit anderen Regionalorganisationen stellt, samt den sich daraus 
ergebenden Privilegien und Legitimationsfiguren. Kriege werden 
auch durch ein UN-Mandat nicht legitim. Allerdings erschien 
die Notwendigkeit, sich militärische Interventionen von der UN 
legitimieren zu lassen, wie eine Fessel und Kontrolle dieser Akti-
vitäten. Diesem muss heute jedoch schon klar widersprochen 
werden: ein solches UN-Mandat bedeutet in den meisten Fällen 
nicht Unabhängigkeit und Überparteilichkeit. Es ist auf dem 
besten Weg dahin, nicht einmal mehr das Papier wert zu sein, 
auf dem es geschrieben steht, wenn es nur noch einen Legitima-
tionsbonus für die Auslagerung an die mächtigen Regionalor-
ganisationen EU und NATO darstellt.44 Doch egal, ob die UN 
ihre Streitkräfte über UNSAS generieren will, von SHIRBIRG 
gestellt bekam oder an Regionalorganisationen auslagert, eines 
bleibt ihnen gemeinsam: die Form der Konfliktbearbeitung ist 
nicht zivil und gewaltfrei, sondern klar bestimmt vom Mittel 
der Gewalt.
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